Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Entwicklungspolitik der Bundesregierung 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Worauf führt es die Bundesregierung zurück, daß der Ab- 
stand zwischen ihrem Versprechen, 0,7 v. H. des deutschen 
Bruttosozialprodukts als öffentliche Entwicklungshilfe zu 
leisten und dem tatsächlich erreichten Anteil am Brutto- 
sozialprodukt nicht geringer, sondern größer geworden ist 
{1968: 0,41 v. H. - 1972: 0,31 v. H.)? 

Ist es richtig, daß die Bundesrepublik Deutschland inzwi- 
schen mit dem prozentualen Anteil ihrer öffentlichen Ent- 
wicklungshilfe am Bruttosozialprodukt unter dem Durch- 
schnitt der übrigen Partnerstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaft liegt? 

2. Welche Gründe sind nach Auffassung der Bundesregierung 
dafür verantwortlich, daß auch die privaten deutschen Lei- 
stungen in diesem Zeitraum zurückgegangen sind (Anteil 
1968: 0,79 v. H. - 1972: 0,29 v. H.), so daß die Gesamtleistung 
der Bundesrepublik Deutschland 1972 auf 0,67 v. H. abgefal- 
len ist, während sie 1968 mit 1,23 v. H. das von der zweiten 
Welthandelskonferenz auf 1 v. H. des Bruttosozialprodukts 
festgesetzte Ziel bereits überschritten hatte? 

3. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 1969 ange- 
kündigte jährliche Steigerungsrate der öffentlichen Ent- 
wicklungshilfe von 11 V. H. zur Erreichung des 0,7 v. H- 
Ziels ausreichend ist, und welche Steigerungsraten hat die 
Bundesregierung seit 1969 erreicht? 

4. Wie gedenkt die Bundesregierung, das von Bundesminister 
Schmidt vor der Jahresversammlung des Internationalen 
Währungsfonds am 25. September 1973 abgegebene Ver- 
sprechen einzulösen, wonach die Bundesrepublik bis zum 
Jahre 1978 ihre Entwicklungshilfeleistungen verdoppeln 
wird? 

Ist die Bundesregierung bereit zu versichern, daß die von 
ihr bekanntgegebenen Verpflichtungen nicht aus konjunk- 
tur- oder haushaltsrechtlichen Gründen gekürzt werden? 
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5. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Steige- 
rungsrate der deutschen öffentlichen Entwicklungshilfe in 
Zukunft von dem prozentualen Anteil, den die anderen 
Mitgliedsländer der Europäischen Gemeinschaften zur Ver- 
fügung stellen oder von den Steigerungsraten dieser Län- 
der abhängig gemacht werden soll? 

Wie ist die Aussage der Bundesregierung im Januar 1973 
zu verstehen: „Öffentliche und private Leistungen für die 
Entwicklungshilfe werden wir - dem Vorgehen unserer 
europäischen Partner gemäß - zu steigern haben''? 

Welche Position bezieht die Bundesregierung bei den Ver- 
handlungen der Europäischen Gemeinschaften über die 
Frage der Höhe der öffentlichen Entwicklungshilfe? 

6. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß sich die 
osteuropäischen Länder und die Entwicklungsländer in 
einer Konkurrenz um die westeuropäische Kaufkraft be- 
finden, da der westeuropäische Markt die Fertigprodukte 
aus osteuropäischen Ländern aus qualitativen Gründen nur 
zögernd aufnimmt und die Handelsbilanzen mit den Ost- 
blockländern durch Imxporte von Rohstoffen und Rohstoff- 
produkten niedriger Verarbeitungsstufe ausgeglichen wer- 
den müssen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die bishe- 
rigen Präferenzen für Entwicklungsländer im Bereich des 
Handels und der Kredithilfe durch ähnliche Vergünstigun- 
gen für osteuropäische Länder, die sich auf einer höheren 
Entwicklungsstufe befinden, nicht entwertet werden dürfen, 
und ist die Bundesregierung bereit, diese Auffassung im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaft zur Geltung zu 
bringen? 

7. Welche konkreten Auswirkungen hatten nach Auffassung 
der Bundesregierung die jährlichen Inflationsraten in der 
Bundesrepublik seit 1970 auf die realen Zuwachsraten und 
die realen Leistungen der öffentlichen deutschen Entwick- 
lungshilfe? 

8. Welche konkrete entwicklungspolitische Wirksamkeit be- 
sitzt nach Auffassung der Bundesregierung der an Jugo- 
slawien vergebene Kapitalhilfekredit von 300 Millionen 
DM? 

Warum hat die Bundesregierung den Ausschuß für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit nicht - wie gesetzlich vorge- 
schrieben - über diesen Kredit unterrichtet? 

9. Welche konkreten Projekte hat die deutsch-rumänische 
Consulting-Gesellschaft Rodeco bisher begonnen, und wie 
beurteilt die Bundesregierung die entwicklungspolitische 
Bedeutung der Tätigkeit der Gesellschaft aufgrund der 
bisherigen Erfahrungen? 
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10. Wie hoch ist gegenwärtig die Zahl von Experten und frei- 
willigen Entwicklungshelfern, die im Auftrag offizieller In- 
stitutionen der Bundesrepublik und dei Deutschen Entwick- 
lungsdienstes in Entwicklungsländern tätig sind? 

Hält die Bundesregierung an ihrer Zusage in der Regie- 
rungserklärung von 1969 fest, sie werde die Zahl der Ex- 
perten bis 1975 verdoppeln, und an ihrem Versprechen in 
der Antwort auf die Große Anfrage zur Entwicklungspolitik 
am 31. März 1971, sie werde bis 1975 die Zahl der Entwick- 
lungshelfer auf 1800 bis 1900 erhöhen? 


Bonn, den 25. Oktober 1973 


Carstens, Stücklen und Fraktion 


Begründung 


1. In der Regierungserklärung von 1969 hat sich die Bundes- 
regierung - ohne zeitlichen Vorbehalt - zu der Zielsetzung 
der Internationalen Strategie für die zweite Entwicklungs- 
dekade bekannt, 0,7 v. H. des Bruttosozialprodukts als öffent- 
liche Entwicklungshilfe aufzubringen. 

Diese Zusage wurde später auf nationaler und internatio- 
naler Ebene mehrfach wiederholt. Tatsächlich hat sich dieser 
Anteil jedoch von 0,41 v. H. (1968) auf 0,31 v. H. (1972) ver- 
ringert. Es ist nicht abzusehen, wie die Bundesregierung ihre 
Zusage realisieren kann. 

In der Antwort auf die Große Anfrage zur Entwicklungs- 
politik am 31. März 1971 erklärte die Bundesregierung, sie 
werde bei der jeweiligen Fortschreibung der mittelfristigen 
Finanzplanung prüfen, wie dieses Ziel erreicht werden kann. 
Bis heute jedoch hat sich die Regierung geweigert, einen 
genauen Termin für die Erreichung dieses Ziels anzugeben. 
Die Neuauflagen der mittelfristigen Finanzplanung brachten 
jeweils Kürzungen zu Lasten der Entwicklungshilfe mit sich. 
Die 1969 zugesagte, durchschnittliche Steigerungsrate von 
11 V. H. wurde nicht erreicht. 

Die Ankündigung der Regierungserklärung vom 18. Januar 
1973 über die Höhe der öffentlichen Entwicklungshilfe macht 
diese nunmehr von den Leistungen der anderen Partnerlän- 
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der der Europäischen Gemeinschaft abhängig, ohne daß die- 
ser neue Bezug konkret erläutert wurde. 

Bundesfinanzminister Schmidt hat im September 1973 in 
Nairobi zugesagt, die Bundesregierung Deutschland werde 
die öffentliche Entwicklungshilfe bis zum Jahre 1978 ver- 
doppeln und damit in etwa einen prozentualen Anteil von 
0,42 V. H. am Bruttosozialprodukt erreichen. Die Glaubwür- 
digkeit und die Realisierung dieser Zusage ist u. a. wegen 
der Ungewißheit der Richtigkeit des geschätzten Bruttoso- 
zialprodukts, das in starkem Maße von der Höhe der Infla- 
tionsrate abhängt, fragwürdig. 

Die Tatsache, daß die Bundesregierung allgemeine Verspre- 
chungen und Ankündigungen ohne konkrete, zeitliche Fest- 
legung macht, bewirkt einen wachsenden Zweifel im inter- 
nationalen Bereich an der Glaubwürdigkeit der deutschen 
Entwicklungspolitik und schadet den deutschen Positionen 
auch dort, wo sie - wie z. B. im Bereich einer gemeinsamen 
europäischen Entwicklungspolitik - begrüßenswerte Stand- 
punkte eingenommen hat. 

2. Die Glaubwürdigkeit der Entwicklungspolitik der Bundes- 
regierung hat nach Auffassung der CDU/CSU auch dadurch 
gelitten, daß die Bundesregierung in der Regierungserklä- 
rung von 1969 und in der Antwort auf die Große Anfrage 
zur Entwicklungspolitik im März 1971 im Bereich der per- 
sonellen Hilfe - ohne ein ausgereiftes Konzept und ohne 
Berücksichtigung der Bedürfnisse und Tendenzen in den 
Entwicklungsländern ~ unrealistische Versprechen gemacht 
hat. 

3. Der Kapitalhilfekredit an Jugoslawien, die Planungen der 
Bundesregierung für weitere Entwicklungshilfeleistungen an 
Jugoslawien und der vorgesehene Finanzkredit an Polen 
zeigen, daß die Bundesregierung bereit ist, in Konsequenz 
ihrer Ostpolitik erhebliche finanzielle Mittel und Handels- 
präferenzen den kommunistischen Staaten Osteuropas zu 
gewähren. Es besteht die Gefahr, daß diese Politik, die als 
„wirtschaftliche Zusammenarbeit" deklariert wird, bei der 
jedoch die Leistungen sehr einseitiger Natur sind, ausgewei- 
tet wird. 

Nach Auffassung der CDU/CSU geht eine solche Politik zu 
Lasten der Entwicklungsländer, da nicht nur die Finanzmittel 
der Bundesrepublik Deutschland beschränkt sind, sondern 
die osteuropäischen Länder sich darüber hinaus in Konkur- 
renz mit den Entwicklungsländern um die begrenzte west- 
europäische Kaufkraft befinden. 
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